
 

 

 
SR 101 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
 
Ausgewählte Artikel: 
 
 
Art. 7 Menschenwürde  

Die Würde des Menschen ist zu achten und zu schützen. 

 
Art. 6 Individuelle und gesellschaftliche Verantwortung  

Jede Person nimmt Verantwortung für sich selber wahr und trägt nach ihren Kräften zur 
Bewältigung der Aufgaben in Staat und Gesellschaft bei. 

 
Art. 8 Rechtsgleichheit 

1 Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 

2 Niemand darf diskriminiert werden, namentlich nicht wegen der Herkunft, der Rasse, des 
Geschlechts, des Alters, der Sprache, der sozialen Stellung, der Lebensform, der religiösen, 
weltanschaulichen oder politischen Überzeugung oder wegen einer körperlichen, geistigen 
oder psychischen Behinderung. 

3 Mann und Frau sind gleichberechtigt. Das Gesetz sorgt für ihre rechtliche und tatsächliche 
Gleichstellung, vor allem in Familie, Ausbildung und Arbeit. Mann und Frau haben Anspruch 
auf gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit. 

4 Das Gesetz sieht Massnahmen zur Beseitigung von Benachteiligungen der Behinderten vor 

 
Art. 9 Schutz vor Willkür und Wahrung von Treu und Glauben  

Jede Person hat Anspruch darauf, von den staatlichen Organen ohne Willkür und nach Treu 
und Glauben behandelt zu werden. 

 
Art. 10 Recht auf Leben und auf persönliche Freiheit 

1 Jeder Mensch hat das Recht auf Leben. Die Todesstrafe ist verboten. 

2 Jeder Mensch hat das Recht auf persönliche Freiheit, insbesondere auf körperliche und 
geistige Unversehrtheit und auf Bewegungsfreiheit. 

3 Folter und jede andere Art grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 
Bestrafung sind verboten. 



 

 

Art. 12 Recht auf Hilfe in Notlagen 

Wer in Not gerät und nicht in der Lage ist, für sich zu sorgen, hat Anspruch auf Hilfe und 
Betreuung und auf die Mittel, die für ein menschenwürdiges Dasein unerlässlich sind. 

 
Art. 16 Meinungs- und Informationsfreiheit  

1 Die Meinungs- und Informationsfreiheit ist gewährleistet. 

2 Jede Person hat das Recht, ihre Meinung frei zu bilden und sie ungehindert zu äussern und 
zu verbreiten. 

3 Jede Person hat das Recht, Informationen frei zu empfangen, aus allgemein zugänglichen 
Quellen zu beschaffen und zu verbreiten. 

 
Art. 17 Medienfreiheit 

1 Die Freiheit von Presse, Radio und Fernsehen sowie anderer Formen der öffentlichen 
fernmeldetechnischen Verbreitung von Darbietungen und Informationen ist gewährleistet. 

2 Zensur ist verboten. 

3 Das Redaktionsgeheimnis ist gewährleistet. 

 
Art. 22 Versammlungsfreiheit 

1 Die Versammlungsfreiheit ist gewährleistet. 

2 Jede Person hat das Recht, Versammlungen zu organisieren, an Versammlungen 
teilzunehmen oder Versammlungen fernzubleiben. 

 
Art. 23 Vereinigungsfreiheit 

1 Die Vereinigungsfreiheit ist gewährleistet. 

2 Jede Person hat das Recht, Vereinigungen zu bilden, Vereinigungen beizutreten oder 
anzugehören und sich an den Tätigkeiten von Vereinigungen zu beteiligen. 

3 Niemand darf gezwungen werden, einer Vereinigung beizutreten oder anzugehören. 

 
Art. 35 Verwirklichung der Grundrechte 

1 Die Grundrechte müssen in der ganzen Rechtsordnung zur Geltung kommen. 



 

 
2 Wer staatliche Aufgaben wahrnimmt, ist an die Grundrechte gebunden und verpflichtet, zu 
ihrer Verwirklichung beizutragen. 

3 Die Behörden sorgen dafür, dass die Grundrechte, soweit sie sich dazu eignen, auch unter 
Privaten wirksam werden. 

 
Art. 36 Einschränkungen von Grundrechten 

1 Einschränkungen von Grundrechten bedürfen einer gesetzlichen Grundlage. 
Schwerwiegende Einschränkungen müssen im Gesetz selbst vorgesehen sein. Ausgenommen 
sind Fälle ernster, unmittelbarer und nicht anders abwendbarer Gefahr. 

2 Einschränkungen von Grundrechten müssen durch ein öffentliches Interesse oder durch den 
Schutz von Grundrechten Dritter gerechtfertigt sein. 

3 Einschränkungen von Grundrechten müssen verhältnismässig sein. 

4 Der Kerngehalt der Grundrechte ist unantastbar. 
 
 
Art. 41 

1 Bund und Kantone setzen sich in Ergänzung zu persönlicher Verantwortung und privater 
Initiative dafür ein, dass: 

a. 
jede Person an der sozialen Sicherheit teilhat; 

b. 
jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält; 

c. 
Familien als Gemeinschaften von Erwachsenen und Kindern geschützt und gefördert 
werden; 

d. 
Erwerbsfähige ihren Lebensunterhalt durch Arbeit zu angemessenen Bedingungen 
bestreiten können; 

e. 
Wohnungssuchende für sich und ihre Familie eine angemessene Wohnung zu 
tragbaren Bedingungen finden können; 

f. 
Kinder und Jugendliche sowie Personen im erwerbsfähigen Alter sich nach ihren 
Fähigkeiten bilden, aus- und weiterbilden können; 

g. 
Kinder und Jugendliche in ihrer Entwicklung zu selbstständigen und sozial 
verantwortlichen Personen gefördert und in ihrer sozialen, kulturellen und politischen 
Integration unterstützt werden. 



 

 
2 Bund und Kantone setzen sich dafür ein, dass jede Person gegen die wirtschaftlichen Folgen 
von Alter, Invalidität, Krankheit, Unfall, Arbeitslosigkeit, Mutterschaft, Verwaisung und 
Verwitwung gesichert ist. 

3 Sie streben die Sozialziele im Rahmen ihrer verfassungsmässigen Zuständigkeiten und ihrer 
verfügbaren Mittel an. 

4 Aus den Sozialzielen können keine unmittelbaren Ansprüche auf staatliche Leistungen 
abgeleitet werden. 

 
Art. 54 Auswärtige Angelegenheiten 

1 Die auswärtigen Angelegenheiten sind Sache des Bundes. 

2 Der Bund setzt sich ein für die Wahrung der Unabhängigkeit der Schweiz und für ihre 
Wohlfahrt; er trägt namentlich bei zur Linderung von Not und Armut in der Welt, zur 
Achtung der Menschenrechte und zur Förderung der Demokratie, zu einem friedlichen 
Zusammenleben der Völker sowie zur Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen. 

3 Er nimmt Rücksicht auf die Zuständigkeiten der Kantone und wahrt ihre Interessen. 

 
Art. 55 Mitwirkung der Kantone an aussenpolitischen Entscheiden 

1 Die Kantone wirken an der Vorbereitung aussenpolitischer Entscheide mit, die ihre 
Zuständigkeiten oder ihre wesentlichen Interessen betreffen. 

2 Der Bund informiert die Kantone rechtzeitig und umfassend und holt ihre Stellungnahmen 
ein. 

3 Den Stellungnahmen der Kantone kommt besonderes Gewicht zu, wenn sie in ihren 
Zuständigkeiten betroffen sind. In diesen Fällen wirken die Kantone in geeigneter Weise an 
internationalen Verhandlungen mit. 

 
Art. 57 Sicherheit 

1 Bund und Kantone sorgen im Rahmen ihrer Zuständigkeiten für die Sicherheit des Landes 
und den Schutz der Bevölkerung. 

2 Sie koordinieren ihre Anstrengungen im Bereich der inneren Sicherheit. 

 
Art. 58 Armee 

1 Die Schweiz hat eine Armee. Diese ist grundsätzlich nach dem Milizprinzip organisiert. 



 

 
2 Die Armee dient der Kriegsverhinderung und trägt bei zur Erhaltung des Friedens; sie 
verteidigt das Land und seine Bevölkerung. Sie unterstützt die zivilen Behörden bei der 
Abwehr schwerwiegender Bedrohungen der inneren Sicherheit und bei der Bewältigung 
anderer ausserordentlicher Lagen. Das Gesetz kann weitere Aufgaben vorsehen. 

3 Der Einsatz der Armee ist Sache des Bundes.1 

 

1 Angenommen in der Volksabstimmung vom 28. Nov. 2004 , in Kraft seit 1. Jan. 2008 (BB vom 3. Okt. 2003, 
BRB vom 26. Jan. 2005, BRB vom 7. Nov. 2007 – AS 2007 5765 5771; BBl 2002 2291, 2003 6591, 2005 951). 

 
Art. 74 Umweltschutz  

1 Der Bund erlässt Vorschriften über den Schutz des Menschen und seiner natürlichen 
Umwelt vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen. 

2 Er sorgt dafür, dass solche Einwirkungen vermieden werden. Die Kosten der Vermeidung 
und Beseitigung tragen die Verursacher. 

3 Für den Vollzug der Vorschriften sind die Kantone zuständig, soweit das Gesetz ihn nicht 
dem Bund vorbehält. 

 
Art. 99 Geld- und Währungspolitik 

1 Das Geld- und Währungswesen ist Sache des Bundes; diesem allein steht das Recht zur 
Ausgabe von Münzen und Banknoten zu. 

2 Die Schweizerische Nationalbank führt als unabhängige Zentralbank eine Geld- und 
Währungspolitik, die dem Gesamtinteresse des Landes dient; sie wird unter Mitwirkung und 
Aufsicht des Bundes verwaltet. 

3 Die Schweizerische Nationalbank bildet aus ihren Erträgen ausreichende Währungsreserven; 
ein Teil dieser Reserven wird in Gold gehalten. 

4 Der Reingewinn der Schweizerischen Nationalbank geht zu mindestens zwei Dritteln an die 
Kantone. 

 
Art. 104 Landwirtschaft 

1 Der Bund sorgt dafür, dass die Landwirtschaft durch eine nachhaltige und auf den Markt 
ausgerichtete Produktion einen wesentlichen Beitrag leistet zur: 

a. 
sicheren Versorgung der Bevölkerung; 

b. 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen und zur Pflege der Kulturlandschaft; 

c. 
dezentralen Besiedlung des Landes. 



 

 
2 Ergänzend zur zumutbaren Selbsthilfe der Landwirtschaft und nötigenfalls abweichend vom 
Grundsatz der Wirtschaftsfreiheit fördert der Bund die bodenbewirtschaftenden bäuerlichen 
Betriebe. 

3 Er richtet die Massnahmen so aus, dass die Landwirtschaft ihre multifunktionalen Aufgaben 
erfüllt. Er hat insbesondere folgende Befugnisse und Aufgaben: 

a. 
Er ergänzt das bäuerliche Einkommen durch Direktzahlungen zur Erzielung eines 
angemessenen Entgelts für die erbrachten Leistungen, unter der Voraussetzung eines 
ökologischen Leistungsnachweises. 

b. 
Er fördert mit wirtschaftlich lohnenden Anreizen Produktionsformen, die besonders 
naturnah, umwelt- und tierfreundlich sind. 

c. 
Er erlässt Vorschriften zur Deklaration von Herkunft, Qualität, Produktionsmethode 
und Verarbeitungsverfahren für Lebensmittel. 

d. 
Er schützt die Umwelt vor Beeinträchtigungen durch überhöhten Einsatz von 
Düngstoffen, Chemikalien und anderen Hilfsstoffen. 

e. 
Er kann die landwirtschaftliche Forschung, Beratung und Ausbildung fördern sowie 
Investitionshilfen leisten. 

f. 
Er kann Vorschriften zur Festigung des bäuerlichen Grundbesitzes erlassen. 

4 Er setzt dafür zweckgebundene Mittel aus dem Bereich der Landwirtschaft und allgemeine 
Bundesmittel ein. 

 
Art. 118 Schutz der Gesundheit 

1 Der Bund trifft im Rahmen seiner Zuständigkeiten Massnahmen zum Schutz der 
Gesundheit. 

2 Er erlässt Vorschriften über: 

a. 
den Umgang mit Lebensmitteln sowie mit Heilmitteln, Betäubungsmitteln, 
Organismen, Chemikalien und Gegenständen, welche die Gesundheit gefährden 
können; 

b. 
die Bekämpfung übertragbarer, stark verbreiteter oder bösartiger Krankheiten von 
Menschen und Tieren; 

c. 
den Schutz vor ionisierenden Strahlen. 

 
Art. 119 Fortpflanzungsmedizin und Gentechnologie im Humanbereich  



 

 
1 Der Mensch ist vor Missbräuchen der Fortpflanzungsmedizin und der Gentechnologie 
geschützt. 

2 Der Bund erlässt Vorschriften über den Umgang mit menschlichem Keim- und Erbgut. Er 
sorgt dabei für den Schutz der Menschenwürde, der Persönlichkeit und der Familie und 
beachtet insbesondere folgende Grundsätze: 

a. 
Alle Arten des Klonens und Eingriffe in das Erbgut menschlicher Keimzellen und 
Embryonen sind unzulässig. 

b. 
Nichtmenschliches Keim- und Erbgut darf nicht in menschliches Keimgut eingebracht 
oder mit ihm verschmolzen werden. 

c. 
Die Verfahren der medizinisch unterstützten Fortpflanzung dürfen nur angewendet 
werden, wenn die Unfruchtbarkeit oder die Gefahr der Übertragung einer schweren 
Krankheit nicht anders behoben werden kann, nicht aber um beim Kind bestimmte 
Eigenschaften herbeizuführen oder um Forschung zu betreiben; die Befruchtung 
menschlicher Eizellen ausserhalb des Körpers der Frau ist nur unter den vom Gesetz 
festgelegten Bedingungen erlaubt; es dürfen nur so viele menschliche Eizellen 
ausserhalb des Körpers der Frau zu Embryonen entwickelt werden, als ihr sofort 
eingepflanzt werden können. 

d. 
Die Embryonenspende und alle Arten von Leihmutterschaft sind unzulässig. 

e. 
Mit menschlichem Keimgut und mit Erzeugnissen aus Embryonen darf kein Handel 
getrieben werden. 

f. 
Das Erbgut einer Person darf nur untersucht, registriert oder offenbart werden, wenn 
die betroffene Person zustimmt oder das Gesetz es vorschreibt. 

g. 
Jede Person hat Zugang zu den Daten über ihre Abstammung. 

 
Art. 139 (neu)1 Formulierte Volksinitiative auf Teilrevision der Bundesverfassung 

1 100 000 Stimmberechtigte können innert 18 Monaten seit der amtlichen Veröffentlichung 
ihrer Initiative in der Form eines ausgearbeiteten Entwurfs eine Teilrevision der 
Bundesverfassung verlangen. 

2 Verletzt die Initiative die Einheit der Form, die Einheit der Materie oder zwingende 
Bestimmungen des Völkerrechts, so erklärt die Bundesversammlung sie für ganz oder 
teilweise ungültig. 

3 Die Initiative wird Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet. Die 
Bundesversammlung empfiehlt die Initiative zur Annahme oder zur Ablehnung. Sie kann der 
Initiative einen Gegenentwurf gegenüberstellen. 



 

 
1 Angenommen in der Volksabstimmung vom 9. Febr. 2003 , in Kraft seit 1. Aug. 2003 (BB vom 4. Okt. 2002, 
BRB vom 25. März 2003, BB vom 19. Juni 2003 – AS 2003 1949 1953; BBl 2001 4803 6080, 2002 6485, 2003 
3111 3954 3960). 

 
Art. 141 Fakultatives Referendum 

1 Verlangen es 50 000 Stimmberechtigte oder acht Kantone innerhalb von 100 Tagen seit der 
amtlichen Veröffentlichung des Erlasses, so werden dem Volk zur Abstimmung vorgelegt:1 

a. 
Bundesgesetze; 

b. 
dringlich erklärte Bundesgesetze, deren Geltungsdauer ein Jahr übersteigt; 

c. 
Bundesbeschlüsse, soweit Verfassung oder Gesetz dies vorsehen; 

d. 
völkerrechtliche Verträge, die:  
1. 
unbefristet und unkündbar sind; 
2. 
den Beitritt zu einer internationalen Organisation vorsehen; 
3.2 
wichtige rechtsetzende Bestimmungen enthalten oder deren Umsetzung den Erlass von 
Bundesgesetzen erfordert. 

1 Angenommen in der Volksabstimmung vom 9. Febr. 2003 , in Kraft seit 1. Aug. 2003 (BB vom 4. Okt. 2002, 
BRB vom 25. März 2003, BB vom 19. Juni 2003 – AS 2003 1949 1953; BBl 2001 4803 6080, 2002 6485, 2003 
3111 3954 3960). 
2 Angenommen in der Volksabstimmung vom 9. Febr. 2003 , in Kraft seit 1. Aug. 2003 (BB vom 4. Okt. 2002, 
BRB vom 25. März 2003, BB vom 19. Juni 2003 – AS 2003 1949 1953; BBl 2001 4803 6080, 2002 6485, 2003 
3111 3954 3960). 
3 Aufgehoben in der Volksabstimmung vom 9. Febr. 2003 , mit Wirkung seit 1. Aug. 2003 (BB vom 4. Okt. 
2002, BRB vom 25. März 2003, BB vom 19. Juni 2003 – AS 2003 1949 1953; BBl 2001 4803 6080, 2002 6485, 
2003 3111 3954 3960). 
 
 
Art. 185 Äussere und innere Sicherheit 

1 Der Bundesrat trifft Massnahmen zur Wahrung der äusseren Sicherheit, der Unabhängigkeit 
und der Neutralität der Schweiz. 

2 Er trifft Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit. 

3 Er kann, unmittelbar gestützt auf diesen Artikel, Verordnungen und Verfügungen erlassen, 
um eingetretenen oder unmittelbar drohenden schweren Störungen der öffentlichen Ordnung 
oder der inneren oder äusseren Sicherheit zu begegnen. Solche Verordnungen sind zu 
befristen. 

4 In dringlichen Fällen kann er Truppen aufbieten. Bietet er mehr als 4000 Angehörige der 
Armee für den Aktivdienst auf oder dauert dieser Einsatz voraussichtlich länger als drei 
Wochen, so ist unverzüglich die Bundesversammlung einzuberufen. 


